
1 Beschaffer

1.1 Beschaffer

Offizielle Bezeichnung : Bundesanstalt für Immobilienaufgaben

Art des öffentlichen Auftraggebers : Anstalten des öffentlichen Rechts auf Bundesebene

Haupttätigkeiten des öffentlichen Auftraggebers : Allgemeine öffentliche Verwaltung

2 Verfahren

2.1 Verfahren

Titel : Erdarbeiten und Baugrundverbesserung für das Wohnungsbauprojekt ehemalige 
Generalzolldirektion Teilfläche B und C, Jagdhausstraße 15 / Ecke Wildeberstraße und 
Großbeerenstraße 341 - 345 in 14480 Potsdam - VOEK 168-26

Beschreibung : Die ausführliche Beschreibung ist Pkt. 5 - LOT-0000 zu entnehmen.

Kennung des Verfahrens : 8878ae96-2871-406c-8502-4f94755bece2

Interne Kennung : VOEK 168-26

Verfahrensart : Offenes Verfahren

Beschleunigtes Verfahren : nein

2.1.1 Zweck

Art des Auftrags : Bauleistung

Hauptklassifizierungscode  (cpv): 45111230 Baugrundverfestigungsarbeiten

Zusätzlicher Klassifizierungscode  (cpv): 45112000 Aushub- und 
Erdbewegungsarbeiten

2.1.2 Erfüllungsort

NUTS-3-Code : Potsdam, Kreisfreie Stadt (DE404)

Land : Deutschland

2.1.4 Allgemeine Informationen

Zusätzliche Informationen : Zusätzliche Informationen: Zusätzliche 
Informationen: Anfragen zu den Vergabeunterlagen sind unter Verwendung des 
beigefügten Formblatts „FB Frage-Antwort“ ausschließlich über die e-Vergabe-
Plattform (www.evergabe-online.de) einzureichen. Anfragen, die auf anderem 
Weg übermittelt werden, können nicht berücksichtigt werden. Anfragen werden 
grundsätzlich nur beantwortet, wenn sie nicht spätestens bis zu unter Pkt. 5.1.11 
benannten Frist bei der e-Vergabe-Plattform eingehen. Die Auftraggeberin wird 
den Teilnehmern rechtzeitig angeforderte Auskünfte erteilen, soweit aus der 
Fragestellung die Relevanz für die Erstellung der Angebote ersichtlich ist. 
Telefonische Auskünfte werden nicht erteilt. Die Teilnehmer haben sich zudem 
selbstständig und regelmäßig bis zum Ablauf der Angebotsfrist über Änderungen 
der Vergabeunterlagen sowie die Beantwortung von Fragen durch die 
Vergabestelle zu informieren und diese im Rahmen ihrer Angebotserstellung zu 
berücksichtigen. Auf der e-Vergabe-Plattform registrierte Teilnehmer werden 
automatisch informiert. Eine Nichtberücksichtigung von Änderungen kann zum 
Ausschluss des Angebotes führen. Bei technischen Fragen zur e-Vergabe-
Plattform wenden Sie sich bitte an e- Vergabe HelpDesk: Telefon: +49 (0) 22899 
- 610 - 1234, E-Mail: ticket@bescha.bund.de

Rechtsgrundlage :

Richtlinie 2014/24/EU

vgv - 

2.1.6 Ausschlussgründe



Quellen der Ausschlussgründe : Bekanntmachung

Bestechlichkeit, Vorteilsgewährung und Bestechung: Es gelten die §§ 123, 124 
GWB.

Betrug oder Subventionsbetrug: Es gelten die §§ 123, 124 GWB.

Bildung krimineller Vereinigungen: Es gelten die §§ 123, 124 GWB.

Bildung terroristischer Vereinigungen: Es gelten die §§ 123, 124 GWB.

Einstellung der beruflichen Tätigkeit: Es gelten die §§ 123, 124 GWB.

Geldwäsche oder Terrorismusfinanzierung: Es gelten die §§ 123, 124 GWB.

Insolvenz: Es gelten die §§ 123, 124 GWB.

Interessenkonflikt: Es gelten die §§ 123, 124 GWB.

Mangelhafte Erfüllung eines früheren öffentlichen Auftrags: Es gelten die §§ 123, 
124 GWB.

Menschenhandel, Zwangsprostitution, Zwangsarbeit oder Ausbeutung: Es gelten 
die §§ 123, 124 GWB.

Mit Insolvenz vergleichbares Verfahren: Es gelten die §§ 123, 124 GWB.

Rein nationale Ausschlussgründe: Der Bieter hat schriftliche Eigenerklärungen 
(siehe VHB Formblatt 124 Eigenerklärung Eignung) folgenden Inhalts und 
Wortlautes abzugeben:
a) Wir erklären, dass bezüglich unseres Unternehmens keine Ausschlussgründe 
nach § 123 GWB vorliegen.
b) Wir erklären, dass bezüglich unseres Unternehmens keine Ausschlussgründe 
nach § 124 Abs. 1 Nr. 1 – 4 und Abs. 2 GWB vorliegen.
c) Wir erklären, dass die Voraussetzungen für einen Ausschluss nach § 19 Absatz 
1 MiLoG nicht vorliegen. Wir haben zur Kenntnis genommen, dass auch im Fall 
der vorstehenden Erklärung öffentliche Auftraggeber jederzeit zusätzlich 
Auskünfte des Wettbewerbsregisters nach § 19 Abs. 3 S. 2 MiLoG in der aktuell 
gültigen Fassung anfordern können und dass bei Aufträgen ab einer Höhe von 
30.000 Euro der öffentliche Auftraggeber für den Bewerber/Bieter, der den 
Zuschlag erhalten soll, vor Zuschlagserteilung eine Auskunft aus dem 
Wettbewerbsregister nach § 19 Abs. 4 MiLoG einholen muss.
d) Wir erklären, dass im Wettbewerbsregister entsprechend § 2 Abs. 1 Nr. 4 
WRegG keine rechtskräftigen Bußgeldentscheidungen mit einem Bußgeldwert 
von wenigstens 175.000 € wegen eines Verstoßes gegen § 24 Absatz 1 LkSG 
eingetragen sind und demnach die Voraussetzungen für einen Ausschluss nach § 
22 Abs. 1 LkSG nicht vorliegen. Wir haben zur Kenntnis genommen, dass der 
öffentliche Auftraggeber vor Zuschlagserteilung bei Aufträgen ab einer Höhe von 
30.000 Euro für den Bewerber/ Bieter, der den Zuschlag erhalten soll, eine
Auskunft aus dem Wettbewerbsregister gemäß § 6 Abs. 1 WRegG einholen muss. 
e) Wir erklären, dass wir im Rahmen des EU-Sanktionspakets, auf Grund der 
Verordnung (EU) Nr. 833/2014 in der veränderten Fassung nach Nr. 2025/932 
vom 20. Mai 2025 (Artikel 5k), nicht zu den folgenden genannten Personen, 
Organisationen oder Einrichtungen gehören:
a) russische Staatsangehörige, in Russland ansässige natürliche Personen oder in 
Russland niedergelassene juristische Personen, Organisationen oder Einrichtungen,
b) juristische Personen, Organisationen oder Einrichtungen, deren Anteile zu über 
50 % unmittelbar oder mittelbar von einer der unter Buchstabe a) genannten 
Organisationen gehalten werden, oder
c) natürliche oder juristische Personen, Organisationen oder Einrichtungen, die im 
Namen oder auf Anweisung einer der unter Buchstabe a) oder b) des vorliegenden 
Absatzes genannten natürlichen oder juristischen Personen, Organisationen oder 



Einrichtungen handeln, und verpflichten uns, keine Unterauftragnehmer, 
Lieferanten oder Unternehmen – wenn auf sie mehr als 10% des Auftragswerts 
entfällt – einzubinden, die mindestens einen der Tatbestände a) – c) erfüllen.

Schwere Verfehlung: Es gelten die §§ 123, 124 GWB.

Täuschung oder unzulässige Beeinflussung des Vergabeverfahrens: Es gelten die 
§§ 123, 124 GWB.

Verstöße gegen arbeitsrechtliche Verpflichtungen: Es gelten die §§ 123, 124 
GWB.

Verstöße gegen sozialrechtliche Verpflichtungen: Es gelten die §§ 123, 124 GWB.

Verstöße gegen umweltrechtliche Verpflichtungen: Es gelten die §§ 123, 124 
GWB.

Verstöße gegen Verpflichtungen zur Zahlung von Sozialversicherungsbeiträgen: 
Es gelten die §§ 123, 124 GWB.

Verstöße gegen Verpflichtungen zur Zahlung von Steuern oder Abgaben: Es 
gelten die §§ 123, 124 GWB.

Wettbewerbsbeschränkende Vereinbarungen: Es gelten die §§ 123, 124 GWB.

Wettbewerbsverzerrung wegen Vorbefassung: Es gelten die §§ 123, 124 GWB.

Zahlungsunfähigkeit: Es gelten die §§ 123, 124 GWB.

5 Los

5.1 Interne Referenz-ID Los : LOT-0000

Titel : Erdarbeiten und Baugrundverbesserung für das Wohnungsbauprojekt ehemalige 
Generalzolldirektion Teilfläche B und C, Jagdhausstraße 15 / Ecke Wildeberstraße und 
Großbeerenstraße 341 - 345 in 14480 Potsdam

Beschreibung : Die Bundesanstalt für Immobilienaufgaben (nachfolgend BImA 
genannt) verfügt bundesweit über zahlreiche Liegenschaften im Eigentum des Bundes. 
Im Rahmen der gemeinsamen Wohnraumoffensive von Bund, Ländern und Kommunen 
wurden auf dem Wohngipfel weitreichende Maßnahmen zur Schaffung von 
bezahlbarem Wohnraum beschlossen. Ziel ist es, insbesondere in stark nachgefragten 
städtischen Lagen neuen Wohnraum zu schaffen und damit die Wohnungsfürsorge des 
Bundes dauerhaft zu stärken. Die BImA kommt ihrer gesellschaftlichen und politischen 
Verantwortung nach, indem sie systematisch Potenziale für preisgedämpften 
Wohnraum auf eigenen Liegenschaften, insbesondere in urbanen Lagen mit hohem 
Wohnungsbedarf, identifiziert und aktiviert. Auch im innerstädtischen Raum der 
Landeshauptstadt Potsdam wurden entsprechende Grundstücke auf ihre städtebauliche 
Entwicklungstauglichkeit geprüft. Eine dieser Flächen ist das Grundstück der 
ehemaligen Generalzolldirektion in Potsdam. Die vormals durch Verwaltungsgebäude 
genutzte Bundesliegenschaft wurde im Zuge eines Totalrückbaus vollständig 
freigeräumt und für eine städtebauliche Nachnutzung vorbereitet. Ziel ist es, durch eine 
qualitätsvolle Neubebauung mit differenziertem Wohnungsmix insgesamt etwa 135 
neue Mietwohnungen zu realisieren. Diese werden im Rahmen der Wohnungsfürsorge 
an Bundesbedienstete zu leistbaren Mieten vergeben. Die Grundstücke befinden sich in 
verkehrsgünstiger und zugleich ruhiger Lage im südlichen Stadtgebiet Potsdams. Sie 
liegen im unbeplanten Innenbereich und werden gemäß § 34 BauGB beurteilt. Laut 
rechtsverbindlichem Flächennutzungsplan sind die Flächen als Wohnbaufläche W3 
ausgewiesen. Ein Bebauungsplan liegt nicht vor. Auf Grundlage einer vorangegangenen 
Machbarkeitsstudie wurde in enger Zusammenarbeit mit dem Stadtplanungsamt und 
dem Gestaltungsrat ein städtebauliches Konzept entwickelt, das die Potenziale der
Liegenschaft herausarbeitet. Die grundsätzliche baurechtliche Zulässigkeit wurde im 
Jahr 2021 durch eine positiv beschiedene Bauvoranfrage bestätigt.

Gegenstand dieser Ausschreibung sind die Baugrundverbesserungsmaßnahmen für die 



Teilflächen B und C.

Das Baufeld der Teilfläche B befindet sich im nordwestlichen Bereich des 
Gesamtgrundstücks und bildet den zweiten Realisierungsabschnitt im Rahmen der 
Gesamtmaßnahme. Das Baufeld der Teilfläche C befindet sich im nordöstlichen 
Bereich des Gesamtgrundstücks und bildet den dritten Realisierungsabschnitt im 
Rahmen der Gesamtmaßnahme.

Der geforderte Leistungsumfang ist in ausführlicher Fassung der funktionalen 
Leistungsbeschreibung einschl. Anlagen zu entnehmen (siehe Anlage 4).

Interne Kennung : VOEK 168-26

5.1.1 Zweck

Art des Auftrags : Bauleistung

Hauptklassifizierungscode  (cpv): 45111230 Baugrundverfestigungsarbeiten

Zusätzlicher Klassifizierungscode  (cpv): 45112000 Aushub- und 
Erdbewegungsarbeiten

5.1.2 Erfüllungsort

NUTS-3-Code : Potsdam, Kreisfreie Stadt (DE404)

Land : Deutschland

Zusätzliche Angaben zum Erfüllungsort : 

5.1.3 Geschätzte Dauer

Datum des Beginns : 13/07/2026

Enddatum der Laufzeit : 27/11/2026

5.1.6 Allgemeine Informationen

Vorbehaltene Teilnahme : Teilnahme ist nicht vorbehalten.

Die Namen und beruflichen Qualifikationen des zur Auftragsausführung 
eingesetzten Personals sind anzugeben : Erforderlich für das Angebot

Auftragsvergabeprojekt nicht aus EU-Mitteln finanziert

Die Beschaffung fällt unter das Übereinkommen über das öffentliche 
Beschaffungswesen : ja

Diese Auftragsvergabe ist besonders auch geeignet für kleinste, kleine und 
mittlere Unternehmen (KMU) : ja

Zusätzliche Informationen : #Besonders auch geeignet für:other-sme#,#Besonders 
auch geeignet für:other-sme#
Mit Abgabe des Angebots ist die Eignung wie folgt nachzuweisen:
Der Bewerber muss zum Nachweis seiner Eignung alle in der 
EUBekanntmachung und nachfolgend geforderten Unterlagen, insbesondere 
Angaben, Erklärungen oder sonstige Nachweise, mit dem Teilnahmeantrag 
einreichen. Hierbei sind die den Vergabeunterlagen beigefügte Formblätter zu 
verwenden. Auf Anforderung der Auftraggeberin hat der Bieter weitergehende
Nachweise zu den abgegebenen Eigenerklärungen sofort, ansonsten spätestens vor 
Vertragsbeginn vorzulegen. Die Einheitliche Europäische Eigenerklärung (EEE) 
zum vorläufigen Nachweis der Eignung wird akzeptiert. Die Vergabestelle fordert 
die nicht mit der EEE eingereichten Unterlagen nach. Liegen bei einem 
Unternehmen Ausschlussgründe gemäß §§ 123, 124 GWB vor, wird das Angebot 
nicht vom Verfahren ausgeschlossen, sofern das Unternehmen nachweist, dass es 
zureichende Maßnahmen der Selbstreinigung gemäß § 125 GWB ergriffen hat.
Die Auftraggeberin behält sich vor, einen aktuellen Auszug aus dem 
Wettbewerbsregister über das teilnehmende Unternehmen beim Bundesamt für 



Justiz bzw. beim Bundeskartellamt anzufordern. Die Auftraggeberin behält sich 
vor, über Bieter eine Vollauskunft einer Wirtschaftsauskunft einzuholen. Sollten 
dort zu Finanzlage, Zahlungsverhalten oder sonstigen Merkmalen negative 
Informationen vorliegen, die auf eine überdurchschnittliche 
Ausfallwahrscheinlichkeit des Unternehmens hindeuten, wird die Auftraggeberin 
dem Bewerber/Bieter im Rahmen der Aufklärung Gelegenheit geben, die 
Angaben auf ihre sachliche Richtigkeit zu überprüfen und ggf. Einwände und 
Korrekturen anzubringen. Sofern die von der Auftraggeberin geforderten
Eignungsnachweise personenbezogene Daten (z.B. von Mitarbeitern eines 
Referenzauftraggebers) enthalten, erfolgt die diese Daten betreffende Auskunft 
freiwillig. Eine Pflicht zur Übermittlung personenbezogener Daten besteht nicht. 
Die personenbezogenen Angaben werden im Rahmen des Vergabeverfahrens den 
gesetzlichen Anforderungen entsprechend erarbeitet und gespeichert.

5.1.7 Strategische Auftragsvergabe

Art der strategischen Beschaffung : Keine strategische Beschaffung

5.1.9 Eignungskriterien

Quellen der Auswahlkriterien : Bekanntmachung

Kriterium : Andere wirtschaftliche oder finanzielle Anforderungen

Beschreibung : 1. Angaben zum Umsatz des Unternehmens
2. 3 Referenzen der letzten 5 Kalenderjahre (Ansprechpartner; Art der 
ausgeführten Leistung; Auftragssumme; Ausführungszeitraum; 
stichwortartige Benennung des mit eigenem Personal ausgeführten 
maßgeblichen Leistungsumfanges einschl. Angabe der ausgeführten 
Mengen; Zahl der hierfür durchschnittlich eingesetzten Arbeitnehmer; 
stichwortartige Beschreibung der besonderen technischen und 
gerätespezifischen Anforderungen bzw. (bei Komplettleistung) 
Kurzbeschreibung der Baumaßnahme einschließlich eventueller 
Besonderheiten der
Ausführung; Angabe zur Art der Baumaßnahme (Neubau, Umbau, 
Denkmal); Angabe zur vertraglichen Bindung (Hauptauftragnehmer, ARGE-
Partner, Nachunternehmer); ggf. Angabe der Gewerke, die mit eigenem 
Leitungspersonal koordiniert wurden; Bestätigung des Auftraggebers über 
die vertragsgemäße Ausführung der Leistung)
3. Angabe zu Arbeitskräften (Zahl der in den letzten drei abgeschlossenen 
Kalenderjahren jahresdurchschnittlich beschäftigten Arbeitskräfte gegliedert 
nach Lohngruppen mit extra ausgewiesenem Leitungspersonal)
4. Registereintragungen 
5. Angabe zu Insolvenzverfahren und Liquidation
6.Angabe, dass nachweislich keine schwere Verfehlung begangen wurde, 
die die Zuverlässigkeit als Bieter in Frage stellt
7. Angaben zur Zahlung von Steuern, Abgaben und Beiträgen zur 
Sozialversicherung
8. Angabe zur Mitgliedschaft bei der Berufsgenossenschaft
9. Abschluss einer Betriebs-/Berufshaftpflichtversicherung über den Wert 
von Personenschäden (5,0 Mio. €), Sachschäden (5,0 Mio. €) und 
Vermögensschäden (2,5 Mio. €)
10. Erklärung Russland-Bezug
11. Projektablaufkonzept

5.1.10 Zuschlagskriterien

Kriterium :

Art : Preis

Bezeichnung : Preis (brutto)



Beschreibung : 100 %

5.1.11 Auftragsunterlagen

Verbindliche Sprachfassung der Vergabeunterlagen : Deutsch

Frist für die Anforderung zusätzlicher Informationen : 27/04/2026 

Internetadresse der Auftragsunterlagen : https://www.evergabe-online.de
/tenderdocuments.html?id=844106

5.1.12 Bedingungen für die Auftragsvergabe

Bedingungen für die Einreichung :

Elektronische Einreichung : Erforderlich

Adresse für die Einreichung : https://www.evergabe-online.de/tenderdetails.
html?id=844106

Sprachen, in denen Angebote oder Teilnahmeanträge eingereicht werden 
können : Deutsch

Elektronischer Katalog : Nicht zulässig

Nebenangebote : Nicht zulässig

Die Bieter können mehrere Angebote einreichen : Nicht zulässig

Frist für den Eingang der Angebote : 05/05/2026 09:00

Frist, bis zu der das Angebot gültig sein muss : 59 Tag

Informationen, die nach Ablauf der Einreichungsfrist ergänzt werden können :

Die Nachforderung von Erklärungen, Unterlagen und Nachweisen ist 
teilweise ausgeschlossen.

Zusätzliche Informationen : Gemäß § 16a EU Abs. 3 VOB/A werden keine 
Preisangaben nachgefordert.

Auftragsbedingungen :

Die Auftragsausführung ist bestimmten Auftragnehmern vorbehalten : Nein

Elektronische Rechnungsstellung : Erforderlich

Aufträge werden elektronisch erteilt : ja

Zahlungen werden elektronisch geleistet : ja

5.1.15 Techniken

Rahmenvereinbarung :

Keine Rahmenvereinbarung

Informationen über das dynamische Beschaffungssystem :

Kein dynamisches Beschaffungssystem

5.1.16 Weitere Informationen, Schlichtung und Nachprüfung

Überprüfungsstelle : Vergabekammern des Bundes

Informationen über die Überprüfungsfristen : Hinsichtlich der Einlegung von 
Rechtsbehelfen wird auf folgende Rechtsvorschriften verwiesen:
§ 134 GWB Informations- und Wartepflicht, § 135 GWB Unwirksamkeit und § 
160 GWB Einleitung, Antrag. Besonders hervorzuheben ist dabei:
§ 134 Abs. II GWB: „Ein Vertrag darf erst 15 Kalendertage nach Absendung der 
Information nach Absatz 1 geschlossen werden. Wird die Information auf 
elektronischem Weg oder per Fax versendet, verkürzt sich die Frist auf zehn 
Kalendertage. Die Frist beginnt am Tag nach der Absendung der Information 
durch den Auftraggeber; auf den Tag des Zugangs beim betroffenen Bieter und 



Bewerber kommt es nicht an.“
§ 160 GWB:
(1) Die Vergabekammer leitet ein Nachprüfungsverfahren nur auf Antrag ein. 
(2) Antragsbefugt ist jedes Unternehmen, das ein Interesse an dem öffentlichen 
Auftrag oder der Konzession hat und eine Verletzung in seinen Rechten nach § 97 
Absatz 6 durch Nichtbeachtung von Vergabevorschriften geltend macht. Dabei ist 
darzulegen, dass dem Unternehmen durch die behauptete Verletzung der 
Vergabevorschriften ein Schaden entstanden ist
der zu entstehen droht.
(3) Der Antrag ist unzulässig, soweit:
1. der Antragsteller den geltend gemachten Verstoß gegen Vergabevorschriften 
vor Einreichen des Nachprüfungsantrags erkannt und gegenüber dem 
Auftraggeber nicht innerhalb einer Frist von zehn Kalendertagen gerügt hat; der 
Ablauf der Frist nach § 134 Absatz 2 bleibt unberührt
2. Verstöße gegen Vergabevorschriften, die aufgrund der Bekanntmachung 
erkennbar sind, nicht spätestens bis zum Ablauf der in der Bekanntmachung 
benannten Frist zur Bewerbung oder zur Angebotsabgabe gegenüber dem 
Auftraggeber gerügt werden, 
3. Verstöße gegen Vergabevorschriften, die erst in den Vergabeunterlagen 
erkennbar sind, nicht spätestens bis zum Ablauf der Frist zur Bewerbung oder zur 
Angebotsabgabe gegenüber dem Auftraggeber gerügt werden,
4. mehr als 15 Kalendertage nach Eingang der Mittteilung des Auftraggebers, 
einer Rüge nicht abhelfen zu wollen, vergangen sind. Satz 1 gilt nicht bei einem 
Antrag auf Feststellung der Unwirksamkeit des Vertrags nach § 135 Absatz 1 
Nummer 2. § 134 Absatz 1 Satz 2 bleibt unberührt. Es wird hiermit darauf 
hingewiesen, dass sämtliche vorgenannten Fristen für die Erhebung von 
vergaberechtlichen Rügen gegenüber dem Auftraggeber und die Fristen für die 
Wahrung der Zulässigkeit eines Nachprüfungsverfahrens zu beachten sind. 
Aufgrund der Zeichenbegrenzung im Bekanntmachungsformular gelten 
hinsichtlich des genauen Wortlauts der vorbenannten gesetzlichen Regelungen im 
Übrigen die Verfahrensbedingungen.

Organisation, die zusätzliche Informationen über das Vergabeverfahren bereitstellt
: Bundesanstalt für Immobilienaufgaben

Organisation, die einen Offline-Zugang zu den Vergabeunterlagen bereitstellt : 
Bundesanstalt für Immobilienaufgaben

Organisation, die Angebote entgegennimmt : Bundesanstalt für 
Immobilienaufgaben

Organisation, die Angebote bearbeitet : Bundesanstalt für Immobilienaufgaben

8 Organisationen

8.1 ORG-0000

Offizielle Bezeichnung : Bundesanstalt für Immobilienaufgaben

Identifikationsnummer : 0204: 991-80032-33

Ort : Bonn

Postleitzahl : 53119

NUTS-3-Code : Bonn, Kreisfreie Stadt (DEA22)

Land : Deutschland

Kontaktstelle : Verdingungsstelle Berlin

E-Mail : verdingung@bundesimmobilien.de

Telefon : 000

Internet-Adresse : http://www.bundesimmobilien.de



Rollen dieser Organisation :

Beschaffer

Organisation, die zusätzliche Informationen über das Vergabeverfahren bereitstellt

Organisation, die einen Offline-Zugang zu den Vergabeunterlagen bereitstellt

Organisation, die Angebote entgegennimmt

Organisation, die Angebote bearbeitet

8.1 ORG-0001

Offizielle Bezeichnung : Vergabekammern des Bundes

Identifikationsnummer : 0228/94990

Ort : Bonn

Postleitzahl : 53113

NUTS-3-Code : Bonn, Kreisfreie Stadt (DEA22)

Land : Deutschland

E-Mail : vk@bundeskartellamt.bund.de

Rollen dieser Organisation :

Überprüfungsstelle

Informationen zur Bekanntmachung

Kennung/Fassung der Bekanntmachung : bc0d8385-8251-4c1f-9387-0659056156da - 04

Formulartyp : Wettbewerb

Art der Bekanntmachung : Auftrags- oder Konzessionsbekanntmachung – Standardregelung

Datum der Übermittlung der Bekanntmachung : 17/03/2026 12:40

Sprachen, in denen diese Bekanntmachung offiziell verfügbar ist : Deutsch 


